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A. Die Kommission und ihr Auftrag 

1. Die im Frühjahr 1995 von Bundespräsident Roman 
Herzog berufene Kommission unabhängiger Sach- 
verständiger zur Parteienfinanzierung hat nach 
§ 18 Abs. 6 Satz 3 Parteiengesetz den Auftrag, 
anhand des von ihr festgelegten Warenkorbes 
jährhch die Preissteigerungen bei den für die Par- 
teien typischen Ausgaben festzustellen. Das Er- 
gebnis dieser Erhebung hat die Kommission der 
Präsidentin des Deutschen Bundestages vorzule- 
gen ^). 


Detaillierte Beschreibung des Auftrags im Kommissionsbe- 
richt 1995, Drucksache 13/3574. 


11. Der Kommission gehören folgende Mitgheder an: 

Dr. Hedda von Wedel 

Vorsitzende der Kommission, 

Präsidentin des Bundesrechnungshofes 

Otto Esser 

Ehrenpräsident der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände 

Hans Günther Merk 

Präsident a. D. des Statistischen Bundesamtes 

Prof. Dr. Karl-Heinz Naßmacher 

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg 

Adolf Schmidt 

Vorsitzender a. D. der IG Bergbau imd Energie 


B. Fortschreibung des Warenkorbes und Fest- 
stellung des Preisindexes für 1996 

Die Kommission hat den Preisindex der parteitypi- 
schen Ausgaben für das Jahr 1996 auf der Grundlage 
eines genaueren, weil gegenüber dem Vorjahr diffe- 
renzierten, Warenkorbes ermittelt. 

Der Preisindex erreicht für das Jahr 1996 einen Wert 
von 123,7. Gegenüber dem für das Jahr 1995 emüt- 
telten Indexwert von 120,4 ist dies eine prozentuale 
Veränderung von 2,7 %. 

Der neue, differenziertere Warenkorb hat folgende 
Zusammensetzung: 


Der Bericht ist der Präsidentin des Deutschen Bundestages mit Schreiben der Vorsitzenden der Kommission 
vom 15. April 1997 gemäß § 18 Abs. 6 Satz 3 des Parteiengesetzes zugeleitet worden. 
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Güter 

Gewichtung 

Preisreihe 

1. Personal 

32,0 % 

Index der tariflichen Monatsgehälter der Angestellten bei 

G ebietskörperschaf ten 

2. Post 

6,0 % 

Teilindex „Brief- und Paketbeförderung durch die Deutsche 
Post (Postdienst)" 

3. Telekom 

4,0 % 

Teilindex „Fernsprechgebühren" 


4. Druckkosten 

13,0 % 

Teilindex „Druckereierzeugnisse" 


5. Mieten (Gebäude/Veran- 
staltungsräume) 

10,0 % 

Teilindex „Wohnungsmiete inkl. Nebenkosten (auch Miet- 
wert der Eigentumswohnungen) " ^) 

6 EDV 

5,0 % 

Teilindex „Geräte und Einrichtungen für die automatische 
Datenverarbeitung" ^) 

7. Büromaterial 

2,0 % 

Teilindex „Bürobedarf (Papier, Pappe, S chreib waren) " ^) 

8. Kfz-Kosten 

2,0 % 

Teilindex „Kraftfahrer-Preisindex" ^) 


9. Reisekosten 

4,0 % 

Teilindex „Übernachtung" 

Teilindex „Verzehr in Gaststätten" ^) 

Teilindex „Fremde Verkehrsleistungen" ^) 

je Va 

10. Medienkosten 

9,0 % 

Eigene Preisreihe für ^) 

- privater Rundfunk 

- privates Fernsehen 

- Plakatierung 

- Zeitungsanzeigen 

je V 4 

11. Sonstiges 

13,0 % 

Teilindex „Dienstleistungen" ^) 



= Erzeugerpreisindex. 

2) = Verbraucherpreisindex. 

= Preisreihen von PFK aufgestellt. 


Die Ergänzung des bisherigen Warenkorbes um die 
Ausgabengruppen „EDV", „Büromaterial", „Kfz-Ko- 
sten", „Reisekosten" und „Medienkosten" führt in 
dem Zeitraum ab 1991 zu folgenden Abweichungen 
des Neu-Indexes vom alten Index der parteitypischen 
Ausgaben: 


Jahr 

Alt 

Neu 

Index 

Vä in % 

Index 

Vä in % 

1991 

100,0 

— 

100,0 


1992 

103,9 

3,9 

109,4 

9,4 

1993 

109,0 

4,9 

116,6 

6,6 

1994 

111,5 

2,3 

120,4 

3,3 

1995 

114,7 

2,9 

120,4 

0,0 

1996 

116,7 

1.7 

123,7 

2,7 


Die stärkere Dynamik des Neu-Indexes ist zurückzu- 
führen auf erhöhte Preise im Bereich der privaten 
Anbieter der elektronischen Medien. Dieser Markt 
hat sich in den letzten Jahren spnmghaft entwickelt 
imd ist geprägt von einer starken Konkurrenz um 
Sendeanteile und Zuschauerzahlen. 

Für die Frage einer Erhöhung der absoluten Obergren- 
ze ist - wie die Kommission bereits in ihrem Jahres- 
bericht 1995 (Drucksache 13/3574, S. 6 unter C 1 2) dar- 
gelegt hat - ledigüch die Preisentwicklung ab dem 


1. Januar 1994 von Bedeutung: „Entsprechend diesen 
zeitlichen Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 
ist in § 18 Abs. 2 PartG der maßgebliche Zeitpunkt für 
den Beginn der Geltung der absoluten Obergrenze 
von 230 Mio. DM auf den 1. Januar 1994, den Zeit- 
punkt des Inkrafttretens der Regelung, gelegt wor- 
den. " 

Seit dem Inkrafttreten des Parteiengesetzes am 1. Ja- 
nuar 1994 hat sich der Preisindex der parteitypischen 
Ausgaben - berechnet auf der Grundlage des neuen 
Warenkorbes - von dem Wert 116,6 auf den Wert 
123,7 erhöht. Dies entspricht einer Preissteigerung 
von 6,1 %. Auf der Grundlage des alten Warenkorbes 
hätte sich der Preisindex in diesem Zeitraum von 
109,0 auf 116,7 erhöht, was einer Preissteigerung von 
7,1 % entsprochen hätte. 

Für den Rahmen rechthch zulässiger Erhöhungen 
der absoluten Obergrenze bedeutet dies, daß er sich 
gegenüber dem im letzten Jahr festgestellten Wert 
von 5,2 % um 0,9 % auf 6,1 % erhöht hat. 


C. Fortgeschriebener Warenkorb als Grundlage 
der Preisermittlung 

I. Fortgeschriebener Warenkorb 

Der oben abgebildete differenzierte Warenkorb un- 
terscheidet sich vom bisherigen dadurch, daß die 


2 







Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCkS3Ch6 1 3/751 7 


schon im bisherigen Warenkorb enthaltenen Ausga- 
bengruppen 1. bis 5. durch die Ausgabengruppen 
6. bis 10. ergänzt werden; die Ausgabengruppe „Son- 
stige Ausgaben" (bisher 6., jetzt 11.) bleibt erhalten; 
ihr Gewichtungsanteil ist aber von 35% auf 13% 
reduziert worden. 

Mit der Fortschreibung des bisherigen Warenkorbs 
um die zusätzlichen Ausgabengmppen verfolgt die 
Kommission zwei Ziele: 

- eine Berücksichtigung der für die Parteien typi- 
schen und bedeutsamen Ausgaben für Medien, 
Mobüität und EDV; 

- eine im Verhältnis zum Ge-wicht der anderen Aus- 
gabengruppen angemessenere Gewichtung der 
Ausgabengruppe „ Sonstiges " . 

Eine Berücksichtigung der Ausgaben der Parteien 
für die Werbung in den Medien war im ersten Bericht 
noch nicht möglich, weü die amtliche Statistik die 
Preisentwicklung im Medienbereich nicht erfaßt. Die 
Kommission hat im Laufe des Jahres 1996 für die 
Werbung im privaten Rundfunk, im privaten Fern- 
sehen sowie für die Werbung mittels Zeitungsanzei- 
gen und Plakaten eigene Preisreihen entwickelt und 
die dafür erforderlichen Preise ermittelt (vgl. unten 
C. IL), die nun erstmalig in die Berechnung des Preis- 
indexes einfließen können. 


II. Feststellung der Preisentwicklung 
bei der Medienwerbung 

Die Kommission hat sich bei der Preisermittlung aus 
praktischen Gründen auf wenige Informationsquel- 
len beschränkt und auch die Zahl der beobachteten 
Produkte oder Dienstleistungen (Preisrepräsentan- 
ten) klein gehalten. 


1. Informationsquellen 

Als Informationsquellen für die Ermittlung der Preis- 
entwicklung kommen prinzipiell sowohl Anbieter 
von Werbemedien, Verbände der Werbewirtschaft 
und der Medienträger (z.B. Verband privater Fem- 
seh- und Rundfunkveranstalter) in Betracht als auch 
die von verschiedenen Fachverlagen herausgegebe- 
nen Medienhandbücher ^), in denen jährlich aktuaü- 
siert die Preise für Mediendienstleistungen der ver- 
schiedenen Anbieter aufgelistet werden. Bei der Ent- 
scheidung, auf welche dieser Informationsquellen 
zurückgegriffen wird, hat sich die Kommission an fol- 
genden Kriterien orientiert: 

a) Verfügbarkeit und Zuverlässigkeit der Informa- 
tionsquellen, 

b) Zugriff ohne großen Arbeitsaufwand, 

c) Kontinuität des Informationsangebotes, 


^) Medienhandbuch = umfangreiche Datensammlung, in der 
die Preise, die die Anbieter aus dem Bereich der Medien Wer- 
bung für ihre Werbedienstleistungen fordern, zusammenge- 
steUt sind. 


d) Vergleichbarkeit der Daten mit denen anderer be- 
obachteter Objekte, 

e) Zugänglichkeit und Transparenz der Informations- 
quellen auch für Dritte. 

Gemessen an diesen Kriterien bietet sich ein Rück- 
griff auf Medienhandbücher an, weil sie diese Krite- 
rien am besten erfüllen. Direkte Erkundigungen bei 
den Anbietern haben demgegenüber den Nachteü 
des hohen Arbeitsaufwandes, der Schwierigkeit bei 
der Vergleichbarkeit der Daten und der mangelnden 
Transparenz für Dritte. Werden Verbände als Infor- 
mationsquelle genutzt, sind die Daten für Dritte wo- 
möglich nur schwer zugänglich. Zudem ist nicht 
ohne weiteres gewährleistet, daß Verbände die glei- 
chen Daten dauerhaft erfassen und bereithalten. 

Die Parteienfinanzierungskommission hat daher 
nach ausführlicher Abwägung der Möglichkeiten be- 
schlossen, zur Ermittlung der Preisentwicklung bei 
den verschiedenen Werbemedien auf führende 
Handbücher für den Bereich der Medienwerbung zu- 
rückzugreifen. 

Die Preisentwicklung bei der Werbung mittels Zei- 
tungsanzeigen und Werbespots im privatrechtlichen 
Rundfunk und Fernsehen wird anhand des Presse- 
und Medienhandbuches des STAMM-Verlages er- 
mittelt. Für den Bereich der Plakatanschlagswerbung 
wird auf die jährlich von der Media-Daten Verlagsge- 
sellschaft mbH herausgegebene Publikation „Media 
Plakat" zurückgegriffen. 


2. Zahl der Preisrepräsentanten 

Um den Aufwand bei der Ermittlung der Preisent- 
wicklung in einem handhabbaren und vertretbaren 
Umfang zu halten, ist es erforderlich, bei der Aus- 
wahl der Preisrepräsentanten die Zahl der Anbieter 
der Werbemedien und die Zahl der beobachteten 
Produkteigenschaften zu begrenzen. Deswegen wird 
für jedes Werbemedium ein Preisrepräsentant defi- 
niert und für ihn bei einer begrenzten Zahl von An- 
bietern der jeweilige Preis ermittelt. 


3. Gewichtigung der Preisrepräsentanten 

Zur Berechnung eines Preisindexes für die einzelnen 
Werbemedien ist es erforderlich, den Anteil der ein- 
zelnen Anbieter an den Gesamtausgaben für dieses 
Werbemedium zu gewichten. Da die Parteien bei der 
Umsetzung ihrer Werbestrategien auf unterschied- 
hche Medien und Anbieter setzen, ist es kaum mög- 
lich, nüt einem vertretbaren Aufwand das tatsäch- 
hche Gewicht der Einzelanbieter an den Gesamt- 
ausgaben der Parteien für die verschiedenen Werbe- 
medien zu ermitteln. 

Die Kommission hat daher beschlossen, bei der Be- 
rechnung des Preisindexes die ausgewählten Lei- 
stungen der Anbieter mit gleichen Anteilen zu ge- 
wichten. 
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4. Preisermittlungskonzepte 
für die einzelnen Werbemedien 

a) Anzeigen in Zeitungen 

(1) Produktdefinition: 

Millimeterpreis in Pfennigen für eine Schwarz- 
weiß-Anzeige ohne Graphik, im Textteil der 
Zeitung. 

(2) Anbieter: 

Die nach Auflage jeweils zwei größten Abon- 
nementtageszeitungen im regionalen und im 
überregionalen Bereich im Jahr 1995: 

1. Zeitungsgruppe WAZ 

2. Zeitungsgruppe Thüringen 

3. Süddeutsche Zeitung 

4. Frankfurter Allgemeine Zeitung. 

(3) Gewichtungsmaßstab: 

Die vier Anbieter werden mit jeweils 25 % ge- 
wichtet. 

(4) Informationsquelle: 

Medienhandbuch des STAMM- Verlages. 

b) Werbespots im privatrechtlichen Rutidfunk 

(1) Produktdefinition: 

Sendezeit von 1 Sekunde Dauer werktags, in 
der Zeit zwischen 7.00 und 8.00 Uhr. 

(2) Anbieter: 

Aus dem Kreis der Anbieter von Werbespots 
im Rundfunk hat die Kommission die, ge- 
messen am Werbeaufkommen des Jahres 1995, 
drei Größten des privaten Hörfunks ausge- 
wählt, die seit 1991 kontinuierhch am Markt 
sind^). 

Dies sind: 

1. Antenne Bayern 

2. Radio FFH 

3. Radio ffn. 

(3) Gewichtungsmaßstab: 

Die drei Anbieter werden mit jeweils einem 
Drittel gewichtet. 

(4) Informationsquelle: 

Medienhandbuch des STAMM- Verlages. 

c) Werbespots im privatrechtlichen Fernsehen 

(1) Produktdefinition: 

Sendezeit von 7 Sekunden Dauer, mittwochs, 
im Monat Oktober, unmittelbar vor 19.00 Uhr. 

Quelle: Auskunft des Verbandes Privater Rundfunk und 
Telekommunikation e. V. 


(2) Anbieter: 

Aus dem Kreis der Anbieter von Werbespots im 
Fernsehen hat die Kommission die, gemessen 
am Werbeaufkommen des Jahres 1995, zwei 
größten, bimdesweit tätigen Anbieter des pri- 
vaten Fernsehens ausgewählt. 

Dies sind: 

1. RTL 

2. SATl. 

Vergleichbare private Anbieter sind für den 
Zeitraum ab 1991 nicht verfügbar. Die Kommis- 
sion beabsichtigt, die Zahl der einzubeziehen- 
den Anbieter im Hinblick auf ihre Marktrele- 
vanz zu überprüfen. 

(3) Gewichtungsmaßstab: 

Die zwei Anbieter werden nüt jeweils 50 % ge- 
wichtet. 

(4) Informationsquelle: 

Medienhandbuch des STAMM- Verlages. 

d) Plakatanschlagwerbung 

(1) Produktdefinition: 

Jeweüs ein Großflächenplakat im Straßenbereich 
der Städte Darmstadt, Hannover, Mainz und 
Münster mit einer Nutzungsdauer von 1 Tag. 

(2) Anbieter: 

Die vier Anbieter nüt dem größten Werbeum- 
satz in der Plakatwerbung 1995 waren: 

- Deutsche Städte-Reklame GmbH (DSE) 

- STROEER Gesellschaft für innovative 

Außenwerbung mbH (STROE) 

- AWK Gesellschaft für visuelles 

Marketing mbH (AWK) 

- Deutsche Eisenbahn-Reklame GmbH (DER) 

(3) Gewichtungsmaßstab: 

Die für die vier Städte ermittelten Durch- 
schnittspreise werden bei der Berechnung des 
Preisindexes mit jeweils 25% gewichtet. Die 
bei der Berechnung dieser Durchschnittspreise 
zugnmdehegenden Preise der vier Anbieter 
werden jeweils nüt 25 % gewichtet. 

Für die Jahre 1991 bis 1996 werden die von 
„Media Plakat" für die einzelnen Städte ermit- 
telten Durchschnittspreise zugrunde gelegt, da 
das Medienhandbuch „Media Plakat" erst ab 
dem Jahr 1996 genaue Angaben über die 
Preise der einzelnen Anbieter ausweist. 

Ab 1997 erfolgt die Berechnung auf der Grund- 
lage der im Medienhandbuch „Media Plakat" 
veröffentiichten Preise der Einzelanbieter. 

(4) Informationsquelle: 

Pubhkation „Media Plakat" der Media-Daten 
VerlagsgeseUschaft mbH. 

'*) Quelle: Auskunft des Verbandes Privater Rundfunk und 
Telekommunikation e. V 

Quelle : Auskunft des Fachverbandes Außenwerbung e.V 
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D. Rechtliche Bedeutung der Feststellungen 
und Empfehlungen der Kommission 

1. Die Feststellungen der Kommission zur Preisent- 
wicklung bei den parteitypischen Ausgaben sind 
bedeutsam für die Frage, in welchem Umfang die 
vom Bundesverfassungsgericht festgelegte abso- 
lute Obergrenze staatlicher Leistungen an die Par- 
teien von z. Z. 230 Mio. DM in rechtlich zulässiger 
Weise erhöht werden kann. Nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 85,264,291) 
kann die absolute Obergrenze mit Rücksicht auf 
die Veränderung des Geldwertes dann angepaßt 
werden, wenn eine solche Anpassung notwendig 
ist. Dabei beschreibt die Höhe der Preisverände- 
rung die Obergrenze der Anpassungsmöghchkei- 
ten. Etwas anderes soll ausnahmsweise dann gel- 
ten, wenn einschneidende Veränderungen der 
Verhältnisse eine weitergehende Anpassung 
rechtfertigen. 

2. Seit dem Inkrafttreten des Parteiengesetzes am 
1. Januar 1994 hat sich der Preisindex der parteity- 
pischen Ausgaben von dem Wert 116,6 auf den 
Wert 123,7 erhöht. Dies entspricht einer Preisstei- 
gerung von 6,1 %. Der Gesetzgeber hat bisher auf 


Bonn, den 19. Februar 1997 

Dr. Hedda von Wedel Otto Esser 

Vorsitzende Berichterstatter 


eine Anpassung der absoluten Obergrenze an die 
Preisentwicklung verzichtet. 

Zur Frage einer Erhöhung der absoluten Obergren- 
ze im Jahr 1997 weist die Konunission darauf hin, 
daß nach dem Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts (BVerfGE 85, 264, 290) sich „der Umfang der 
Staatsfinanzierung auf das beschränken muß, was 
zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der 
Parteien unerläßhch ist und von den Parteien nicht 
selbst aufgebracht werden kann" . Erhöhungen der 
absoluten Obergrenze dienen daher grundsätzhch 
der Erhaltung der Funktionsfähigkeit der Parteien 
im laufenden oder bevorstehenden Haushaltsjahr. 

Wie die Kommission bereits im Bericht für das Jahr 
1995 (Drucksache 13/3574) ausgeführt hat, ist es 
zur Sicherstellung der Fimktionsfähigkeit der Par- 
teien notwendig, die Parteien finanziell so auszu- 
statten, daß sie dem auf ihnen lastenden Kosten- 
druck - unter Berücksichtigung der ihnen zur Ver- 
fügung stehenden Sparmöghchkeiten - begegnen 
können. Ob, wann und in welchem Umfang der Ge- 
setzgeber von der rechtlichen Möghchkeit Ge- 
brauch macht, die absolute Obergrenze an die seit 
dem 1. Januar 1994 eingetretene Preisentwicklung 
anzupassen, bleibt eine Frage des pohtischen Er- 
messens. 


Hans Günther Merk 

Berichterstatter 


Prof. Dr. Karl-Heinz Naßmacher 

Berichterstatter 


Adolf Schmidt 

Berichterstatter 
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